
Die Bundesregierung sieht das Verfahren Carbon Capture and 
Utilization (CCU) als Innovation mit vielversprechendem Poten-
zial im Kampf gegen den Klimawandel. Um die bioökonomische 
Vision eines geschlossenen Kohlenstoffkreislaufsystems, in dem 
CO2 aus Industrieemissionen eingefangen und wiederverwertet 
wird zu realisieren, hat das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz im Februar 2024 „Eckpunkte für eine Carbon Ma-
nagement-Strategie“ 1 vorgelegt. Am 21. Juni 2024 folgte ein Ge-
setzentwurf zur Änderung des Kohlenstoff-Speicherungsgesetzes 
(KSpG) 2, der einen Rahmen für den CO2-Transport in Deutsch-
land schaffen soll.

1. Einleitung

Der Kampf gegen den Klimawandel ist eine zentrale He-
rausforderung unserer Zeit, der sich die EU und ihre Mit-
gliedstaaten mit Nachdruck stellen. Während der „Eu-
ropean Green Deal“ 3 vorsieht, dass Europa bis 2050 zum 
ersten treibhausgasneutralen Kontinent wird, hat sich die 
Bundesrepublik Deutschland mit § 3 Abs. 2 Klimaschutz-
gesetz (KSG) das Ziel gesetzt, bereits bis 2045 Klimaneu-
tralität zu erreichen. Um diesen Zielen näherzukommen, 
ist eine grundlegende Transformation der Rohstoffversor-
gung in der industriellen Produktion unerlässlich. Da eine 
vollständige Dekarbonisierung in einigen kohlenstoffab-
hängigen Wirtschaftszweigen – z. B. in der Chemieindust-
rie sowie im Zement- und Kalksektor, deren Produktions-
prozesse nach heutigem Stand der Technik untrennbar mit 
der Freisetzung von CO2 verbunden sind – kaum möglich 
ist, reicht die Reduzierung von CO2-Emissionen durch den 
Ausbau erneuerbarer Energien, Ansätze der Kreislaufwirt-
schaft und die Verwendung alternativer Baustoffe nicht aus, 
um Klimaneutralität zu erreichen. 4 Soweit sich Restemis-
sionen nicht oder nur schwer vermeiden lassen, 5 müssen 
EU und Mitgliedstaaten neben ihrer bisher verfolgten Re-
duzierungsstrategie auch eine Innovationsstrategie entwi-
ckeln, die sowohl Carbon Capture and Storage (CCS) als 
auch Carbon Capture and Utilization (CCU) in den Blick 
nimmt. 

Der folgende Beitrag befasst sich mit den Rahmenbedin-
gungen für den praktisch noch wenig erprobten Einsatz 
von CCU-Verfahren. Zunächst werden der strategische 
und politische Kontext dargestellt (2.) und die Funktions-
weise von CCU umrissen (3.). Anschließend wird ana-
lysiert, inwieweit auf nationaler und europäischer Ebene 
bereits ein Rechtsrahmen für CCU besteht (4.). Dabei ori-
entieren sich die Untersuchungen an der Abfolge der Pro-
zessschritte, ausgehend von der CO2-Abscheidung, über 
den Transport bis hin zur Nutzung. Abschließend wird auf 
bestehende und geplante Fördermechanismen eingegan-
gen, die den großflächigen, d. h. kommerziellen Einsatz 
von CCU unterstützen sollen (5.).
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2. Strategischer und politischer Kontext

Um in emissionsintensiven Sektoren mit schwer vermeid-
baren Emissionen den Übergang zu einer Volkswirtschaft, 
die von fossilen Brennstoffen unabhängig ist zu schaffen, 
hat sich ein steigendes Interesse am Konzept einer „zirkulä-
ren Kohlenstoffwirtschaft“ entwickelt, in der CO2 in wie-
derverwendbare Materialien umgewandelt wird. 6 In die-
sem Sinne hat die EU-Kommission in ihrer Mitteilung 
zu „Nachhaltigen Karbonkreisläufen“ vom 15.  Dezem-
ber 2021 die Bedeutung von CO2-Recycling mittels CCU 
neben dem Ausbau erneuerbarer Energien und der dauer-
haften Entnahme von CO2 aus der Atmosphäre als eines 
von drei zentralen Elementen einer klimaresilienten Kreis-
laufwirtschaft betont, in der abgespaltenes CO2 als Grund-
stoff im Chemie-, Bau-, Lebensmittel-, Agrar- und Ener-
giesektor wiederverwertet werden kann. 7 Im Februar 2024 
legte die EU-Kommission zudem eine „EU-Strategie für 
das industrielle CO2-Management“ vor, die gleichermaßen 
auf den Einsatz von CCU und CCS setzt. 8

Auf nationaler Ebene haben bereits 20 Mitgliedstaaten 
Lösungen für das industrielle CO2-Management in die 
Entwürfe ihrer nationalen Energie- und Klimapläne im-
plementiert, wobei einige Staaten CCU, andere Staaten 
CCS und manche Staaten beide Technologien zu nutzen 
beabsichtigen. 9 Während CCS z. B. in Norwegen bereits 
angewendet wird, gilt CCU bisher als überwiegend theo-
retisches Konzept. Die im Februar 2024 veröffentlichten 
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und am 6. August 2024 von der Bundesregierung im Kabi-
nett beschlossenen „Eckpunkte für eine Carbon Capture-
Strategie“ sollen nun die Weichen stellen, um CCU und 
CCS künftig auch in Deutschland einsetzen zu können. 
So sollen u. a. bestehende faktische und rechtliche Hürden 
für die Anwendung von CCU und CCS beseitigt und si-
chergestellt werden, dass die kommerzielle Nutzung beider 
Technologien in großem Maßstab im Einklang mit dem 
KSG und den darin verankerten Klimazielen vorangetrie-
ben wird. Die Bundesregierung erkennt die Bedeutung 
von CCU und CCS für den Klimaschutz an, erklärt aber 
gleichzeitig, die staatliche Förderung dieser Technologien 
auf schwer oder nicht vermeidbare Emissionen fokussieren 
zu wollen. 10 

3. CCU: Begriff und Funktionsweise

Sowohl bei CCU- als auch bei CCS-Verfahren wird 
CO2 aus der Umwelt oder direkt an den Quellen fossiler 
Prozessemissionen aus der Industrie oder Energiewirtschaft 
abgeschieden, damit diese nicht in die Atmosphäre gelan-
gen. 11 Im Unterschied zu CCS, dessen Grundidee darin be-
steht, abgeschiedenes CO2 zu Endlagern im geologischen 
Untergrund zu befördern und dort zur dauerhaften Spei-
cherung zu verpressen, 12 bezieht sich CCU auf einen Pro-
zess, bei dem das abgeschiedene CO2 – erforderlichenfalls 
– zu einer Verwendungsanlage transportiert und dort in 
einem neuen Produkt verwendet wird. Der positive Kli-
maeffekt von CCU ist dabei abhängig von der Lebensdauer 
des Produkts, dem substituierten Produkt und der genutz-
ten CO2-Quelle. 13 

Hinsichtlich der Verwendung des abgeschiedenen CO2 
im Rahmen von CCU kann zwischen zwei Varianten un-
terschieden werden: Der direkten Verwendung in che-
misch unveränderter Form (z. B. in Erfrischungsgeträn-
ken) 14 und der Verwendung in chemisch umgewandelter 
Form als Rohstoff für die Herstellung anderer Mehrweg-
produkte (z. B. Chemikalien, Baustoffe, PET-Flaschen, 
Kleidung). 15 Speziell in der zweiten Variante kann CO2 
nach seiner Abscheidung als wertvoller Rohstoff fungieren, 
der u. a. zur Erzeugung von Chemikalien und Kunststof-
fen, für die heute Erdöl und Erdgas verwendet wird sowie 
zur Herstellung nachhaltiger Kraftstoffe für den Verkehrs-
sektor genutzt werden. 16

Grundsätzlich gilt, dass CCU die Freisetzung von CO2 
nur um die Produktlebensdauer verzögert. Nur die Ver-
wendung zur Herstellung langlebiger Produkte (z. B. Bau-
stoffe) vermögen Treibhausgase langfristig von der Atmo-
sphäre fernzuhalten, sodass sie nicht zur Erderwärmung 
beitragen. Wird CO2 in kurzlebigen Produkten gebunden, 
muss die Bindungsdauer etwa durch mechanisches oder 
chemisches Recycling oder durch Auffangen und erneute 
Nutzung des CO2 in der Wertschöpfungskette gehalten 
werden. 17 Die Wiederverwendung von CO2 mittels CCU 
bewirkt im Ergebnis also nicht notwendigerweise Negativ
emissionen, sie kann aber die Abhängigkeit von fossilem 
Kohlenstoff reduzieren. 18

4. Rechtsrahmen

Da die CO2-Abscheidung, der Transport und die chemi-
sche bzw. biotechnologische Nutzung zahlreiche Rechts-
materien berühren, verlangt der Einsatz von CCU einen 
umfassenden Rechtsrahmen, der die einzelnen Prozess-
schritte reguliert und die damit verbundenen Umweltaus-
wirkungen in den Blick nimmt.

4.1 Die Offenheit der Klimaziele  
für innovative CO2-Abscheidungs-Technologien

Der europäische Rechtsrahmen statuiert in Art. 2 Abs. 1 
der Verordnung (EU) Nr. 2021/1119 19 (Europäisches Kli-

magesetz) für die EU das Ziel, bis 2050 klimaneutral zu 
werden und in der Folgezeit eine negative Emissionsbilanz 
aufzuweisen. Konkrete Mittel, mit denen dieses Ziel er-
reicht werden soll, gibt das Unionsrecht nicht vor. Der re-
gulatorische Ansatz zeigt sich aber von dem Gedanken ge-
tragen, dass neben der Reduzierung von Treibhausgasen 
durch den Ausbau erneuerbarer Energien auch innovative 
CO2-Entnahme- und Abscheidungstechnologien einge-
setzt werden müssen, die den Eintritt von Emissionen in 
die Atmosphäre verhindern und unvermeidbare Restemis-
sionen sogar durch Negativemissionen kompensieren. 20 

Hierfür spricht, dass der Begriff „Klimaneutralität“ einer 
bilanzierenden Betrachtung zugänglich ist und nicht zu ei-
nem „Null-Emissionen“-Verständnis zwingt. 21 Dies zeigt 
sich in Zusammenschau mit Erwägungsgrund 20 des Euro-
päischen Klimagesetzes, der ein „Gleichgewicht zwischen 
den wirtschaftsweiten anthropogenen Emissionen durch 
Quellen und dem Abbau von Treibhausgasen“, nicht aber 
eine vollständige Reduzierung von CO2-Emissionen auf 
Null verlangt. Gleichzeitig benennt Erwägungsgrund  20 
ausdrücklich „Lösungen, die auf der CO2-Abscheidung 
und -Speicherung (CCS) sowie der CO2-Abscheidung und 
-Nutzung (CCU) beruhen“ als mögliche Technologien, 
die insbesondere zur Minderung von Prozessemissionen in 
der Industrie beitragen können. Das Europäische Klima-
gesetz steht dem Einsatz von CCU somit nicht entgegen, 
sondern bringt vielmehr eine Technologieoffenheit zum 
Ausdruck, die sich explizit auf CCU erstreckt. 

Auch das in § 3 Abs. 2 KSG geregelte nationale Ziel, Kli-
maneutralität bis 2045 zu erreichen, schließt den Einsatz 
von CCU keinesfalls aus. Wie das Europäische Klimagesetz 
spricht auch § 3 Abs.  2 S.  1 KSG ausdrücklich von einer 
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„Netto-Treibhausgasneutralität“, die bilanzierend verstan-
den werden kann und keine vollständige Dekarbonisierung 
sämtlicher Wirtschaftszweige verlangt.

4.2. Rechtliche Anforderungen an die CO2-Abscheidung

Die Zulassung von CO2-Abscheidungsanlagen richtet sich 
nach den Bestimmungen des Bundesimmissionsschutzge-
setzes (BImSchG) und des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG).

4.2.1. Anforderungen nach dem BImSchG

Für die praktische Nutzung von CCU (und CCS) von zen-
traler Bedeutung ist die Frage, ob die Errichtung von An-
lagen zur CO2-Abscheidung nach Maßgabe von § 4 Abs. 1 
S. 1 BImSchG i. V. m. § 1 Abs. 1 S. 1 der 4. Bundes-Im-
missionsschutzverordnung (4. BImSchV) einer immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung bedarf. 

Nach § 4 Abs.  1 S.  3 BImSchG i. V. m. Ziff.  10.4. An-
hang 1 4. BImSchV unterliegen nur eigenständig betriebene 
Anlagen zur Abscheidung von Kohlendioxid-Strömen […] 
zum Zwecke der dauerhaften geologischen Speicherung, 
d. h. CO2-Abscheidungsanlagen für CCS, einer Geneh-
migungspflicht. Anlagen zum Zweck der CO2-Nutzung 
(CCU) werden nicht erfasst. Eine extensive Auslegung der 
Ziff.  10.4 Anhang  1 4. BImSchV oder eine analoge An-
wendung auf CO2-Abscheidungsanlagen für CCU dürf-
ten aufgrund des abschließenden Regelungscharakters der 
4. BImSchV ausgeschlossen sein. 22

Eine immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht 
für CCU-Verfahren kann sich nach aktueller Gesetzes-
lage nur aus § 1 Abs.  2 4. BImSchV ergeben, wenn eine 
CO2-Abscheidungsanlage als Anlagenteil oder Nebenein-
richtung in räumlichem und betriebstechnischem Zusam-
menhang zu einer nach Anhang 1 zur 4. BImSchV selbst 
genehmigungsbedürftigen Hauptanlage errichtet werden 
soll. 23 Im Übrigen bedarf es für die Errichtung und den 
Betrieb von CO2-Abscheidungsanlagen für CCU lediglich 
einer Baugenehmigung nach den entsprechenden landes-
rechtlichen Vorschriften. 24

Unabhängig vom Bestehen einer immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigungspflicht sind CO2-Abscheidungsanla-
gen gemäß §§ 5 Abs. 1, 22 Abs. 1 BImSchG so zu errichten 
und zu betreiben, dass ein hohes Schutzniveau gegenüber 
schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 3 Absatz 1 BImSchG) 
gewährleistet ist. Das insoweit zulässige Maß wird in den 
Technischen Anleitungen Luft (TA Luft) und Lärm (TA 
Lärm) konkretisiert. 25

Soll eine Bestandsanlage – z. B. bei der Post-Combustion-
Technologie zur Entfernung von CO2 aus dem Rauchgas 
eines Kraftwerks – durch die Errichtung einer CO2-Ab-
scheidungsanlage ergänzt werden, ist zu unterscheiden, ob 
dies lediglich eine anzeigepflichtige Änderung nach § 15 
Abs.  1 BImSchG oder eine genehmigungspflichtige Än-
derung gemäß § 16 Abs. 1 BImSchG darstellt. Dies hängt 
davon ab, ob durch die Änderung nachteilige Auswirkun-
gen hervorgerufen werden können, die für die Prüfung der 
Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 BIm-
SchG erheblich sind. Für eine genehmigungspflichtige Än-
derung spricht vor allem, dass das abgeschiedene CO2 in 
konzentrierter Form zunächst in der Anlage verbleibt und 
so eine neue Gefahrenquelle schafft, deren konkretes Ge-
fahrenpotenzial einer Überprüfung bedarf. Eine Anzeige-
pflicht würde zwar die Genehmigungsbehörde von der be-
absichtigten Errichtung in Kenntnis setzen, nicht aber eine 
Prüfung in der erforderlichen Tiefe auslösen. 26

Ob für die Errichtung einer CO2-Abscheidungsanlage 
für CCU als Anlagenteil oder Nebeneinrichtung einer 
genehmigungspflichtigen Hauptanlage gemäß § 2 Abs.  1 
S.  1 4.  BImSchV ein förmliches Genehmigungsverfah-
ren mit Öffentlichkeitsbeteiligung oder ein vereinfachtes 
Verfahren durchzuführen ist, richtet sich nach der für die 

Hauptanlage erforderlichen Verfahrensart. Eine besondere 
Vereinfachung sieht § 2 Abs. 3 S. 1 4. BImSchV für Ver-
suchsanlagen vor, die ausschließlich oder überwiegend der 
Entwicklung und Erprobung neuer Verfahren, Einsatz-
stoffe, Brennstoffe oder Erzeugnisse dienen, sofern nach 
Maßgabe des UVPG keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist (dazu sogleich unter 4.2.2). Im Übrigen 
kommt ein vereinfachtes Änderungsgenehmigungsverfah-
ren gemäß § 16 Abs. 2, Abs. 3, S. 1 HS 2 BImSchG in Be-
tracht, wenn eine CO2-Abscheidungsanlage durch Nach-
rüstung in eine genehmigte Bestandsanlage integriert wird 
und dadurch keine neue (Neben-)Anlage errichtet wird 
bzw. keine erheblichen nachteilige Auswirkungen auf die 
Schutzgüter des BImSchG zu erwarten sind. 27

4.2.2 Anforderungen nach dem UVPG

Für die Errichtung einer Anlage zur Abscheidung von CO2 
zur dauerhaften Speicherung ist gemäß § 6, 7 Abs. 1 und 2 
UVPG i. V. m. Ziff. 1.10 Anlage 1 UVPG eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder eine allgemeine Vorprüfung 
durchzuführen, je nachdem, ob für die Hauptanlage eine 
UVP-Pflicht besteht (Ziff. 1.10.1) oder ob die jährliche Ab-
scheidungsleistung 1,5 Mio. Tonnen CO2 über- oder un-
terschritten wird (Ziff. 1.10.2 und Ziff. 1.10.3). CO2-Ab-
scheidungsanlagen für CCS werden hiervon zweifelsfrei 
erfasst. Da Ziff. 1.10 Anlage 1 UVPG im Unterschied zu 
Ziff. 10.4 Anhang 1 4. BImSchV nicht explizit auf die „geo-
logische“ Speicherung abstellt, erscheint es mit Blick auf 
die Schaefer-Kalk-Entscheidung des EuGH 28 nicht ausge-
schlossen, auch CO2-Abscheidungsanlagen für CCU un-
ter Ziff. 1.10 Anlage 1 UVPG zu subsumieren, wenn das 
abgeschiedene CO2 zur Herstellung besonders langlebiger 
Produkte – z. B. gefällte Calciumcarbonate (PCC) – ver-
wendet wird. 

Im Übrigen kommt es für die Frage, ob CO2-Abschei-
dungsanlagen für CCU UVP-pflichtig sind, auf die kon-
krete Gestaltung der Gesamtanlage an, vgl. Ziff. 4.1 und 
4.2 der Anlage 1 UVPG. 29

4.3 Rechtliche Anforderungen an den CO2-Transport

Der Transport von CO2 ist ein Feld, das nicht nur von 
großer Bedeutung für die effektive Nutzung der CCU-
Technologie ist, sondern auch Netzbetreibern neue Betä-
tigungsfelder eröffnen kann. Besteht am Standort der Ab-
scheidungsanlage keine Möglichkeit zur weiteren Nutzung, 
muss das abgeschiedene CO2 so effektiv wie möglich zum 
Ort seiner Weiterverwertung transportiert werden, wobei 
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dies in unterschiedlichen Aggregatszuständen geschehen 
kann. Als Transportmöglichkeiten kommen Rohrleitun-
gen, Züge, Lastwagen oder Kombinationen aus verschie-
denen Transportmitteln in Betracht (multimodaler Trans-
port). 30 Das einschlägige Rechtsregime ist abhängig vom 
gewählten Transportmittel.

4.3.1 Transport per Zug oder Lastwagen

Beim Transport von CO2 per Zug oder Lastwagen kann 
CO2 als gefährliches Gut gelten. Rechtliche Anforderun-
gen stellen dann das Gesetz über die Beförderung gefährli-
cher Güter (GGBefG) und seine Verordnungen, die die RL 
2008/68/EG 31 umsetzen. 

4.3.2 Transport per Rohrleitung

Für den wirtschaftlich günstigen CO2-Transport per Rohr-
leitung zur weiteren Nutzung mittels CCU-Technologien 
besteht derzeit kein kohärenter Rechtsrahmen. 

4.3.2.1 Vorgaben des KSpG

Spezielle Regelungen zum Transport von CO2 über Rohr-
leitungen finden sich zwar im Gesetz zur Demonstration 
der dauerhaften Speicherung von Kohlendioxid (KSpG). 
Das KSpG dient jedoch der Umsetzung der RL 2009/31/
EG 32 und regelt dementsprechend bisher nur den leitungs-
gebundenen CO2-Transport zu einem CO2-Speicher (also 
CCS), vgl. § 1 Abs. 1 S. 1 KSpG. Nach Maßgabe des KSpG 
müssen CO2-Leitungen planfestgestellt werden, wobei das 
KSpG auf Regelungen zum Bau von Gas- und Wasserstoff-
leitungen nach dem Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) ver-
weist. Da das KSpG seit seinem Inkrafttreten 2012 kaum 
verändert wurde, sind vor allem diese Verweisungen mitt-
lerweile überholt. In seiner aktuellen Fassung hat das KSpG 
primär die Erforschung, Erprobung und Demonstration 
von CCS-Verfahren zum Gegenstand, nicht aber den kom-
merziellen Einsatz, vgl. §§ 1 Abs. 1 S. 2, 44 Abs. 3 KSpG. 33

Die Errichtung und der Betrieb von Leitungen für CCU 
fällt gegenwärtig nicht in den Anwendungsbereich des 
KSpG. Sie müssen nach den für die Zulassung von Rohrlei-
tungsanlagen geltenden allgemeinen Vorschriften geplant 
und genehmigt werden, die hierauf nicht ausgelegt sind. 
Dies führt zu Rechtsunsicherheiten, die die Entwicklung 
einer CO2-Transportinfrastruktur für CCU hemmen. 

Die Bundesregierung hatte das KSpG sowie bisherige Er-
fahrungen mit CCS Ende 2018 evaluiert. 34 Ende 2022 folgte 
ein zweiter Evaluierungsbericht, in dem sich die Bundes-
regierung zusätzlich mit CCU-Technologien befasste. 35 In 
ihrem zweiten Evaluierungsbericht kündigte die Bundesre-
gierung an, das KSpG anpassen und künftig auch CO2-Lei-
tungen für CCU unter das Gesetz fassen zu wollen. In der 
Folge hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz am 26. Februar 2024 einen Referentenentwurf  36 
vorgelegt, der am 29. Mai 2024 im Bundeskabinett als Ge-
setzesentwurf zu Änderungen des KSpG 37 gemeinsam mit 
den „Eckpunkten für eine Carbon Management-Strategie“ 
beschlossen wurde. 

Mit dem Gesetz zur Änderung des KSpG sollen der An-
wendungsbereich des Gesetzes sowie die Begriffsbestim-
mungen für Kohlendioxidleitungen angepasst und ein 
einheitliches Zulassungsregime für alle Leitungen zum 
Transport von CO2 zum Zweck der Speicherung oder 
Nutzung etabliert werden, vgl. § 2 Abs.  1 Nr.  1 KSpG-
Entwurf. Das Planfeststellungsverfahren für CO2-Trans-
portleitungen wird danach dem Verfahren für Leitungs-
vorhaben nach dem EnWG angeglichen. Im KSpG bereits 
enthaltene Verweise werden aktualisiert und neue Verweise 
implementiert. 38

4.3.2.2 Vorgaben des UVPG 

Bis zum Inkrafttreten des neuen KSpG müssen CO2-Trans-
portleitungen zum Zweck von CCU nach dem allgemeinen 
Leitungsrecht des UVPG geplant und genehmigt werden. 

Nach § 65 Abs. 1 UVPG ist für Leitungen ein Planfest-
stellungsverfahren gemäß §§ 72 ff. VwVfG erforderlich, so-
fern das Vorhaben UVP-pflichtig ist. Ob Leitungen zum 
Transport von CO2 für CCU-Verfahren den Ziff. 19.3. bis 
19.9 der Anlage 1 zum UVPG zuzuordnen sind und somit 
einer UVP bedürfen, ist allerdings uneindeutig und zudem 
einzelfallabhängig, so dass hier Rechtsunsicherheiten be-
stehen. In Betracht kommen dürfte insbesondere eine Sub-
sumtion unter Ziff.  19.4 Anhang  1 UVPG („Errichtung 
und Betrieb einer Rohrleitungsanlage, …, zum Befördern 
von verflüssigten Gasen“).

Besteht keine UVP-Pflicht, genügt gemäß § 65 Abs.  2 
S. 1 UVPG eine Plangenehmigung ohne Öffentlichkeits-
beteiligung. Werden die Größenkategorien für eine Vor-
prüfung nicht erreicht – dies ist der Fall, wenn Rohrlei-
tungen einen Durchmesser von 150 mm oder weniger 
aufweisen, vgl. Ziff.  19.4.4 Anlage  1 UVPG – oder sind 
die Voraussetzungen des § 74 Abs. 7 VwVfG gegeben, kann 
gemäß § 65 Abs. 2 S. 2 und 3 UVPG auch auf eine Plange-
nehmigung verzichtet werden. 39

Ist eine CO2-Transportleitungsanlage UVP-pflichtig und 
deshalb gemäß § 65 Abs. 1 UVPG auch planfeststellungs-
bedürftig, setzt der Planfeststellungsbeschluss voraus, dass 
gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 1 UVPG sichergestellt ist, dass das 
Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird, d. h. es 
dürfen keine Gefahren für die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 
S. 2 UVPG hervorgerufen werden und es muss Vorsorge 
gegen die Beeinträchtigung der Schutzgüter, insbesondere 
durch bauliche, betriebliche oder organisatorische Maß-
nahmen entsprechend dem Stand der Technik getroffen 
werden. 40 

4.3.2.3 Technische Anforderungen

Für die technischen Anforderungen an CO2-Transportlei-
tungen für CCS verweist § 4 Abs.  3 S.  2 KSpG auf § 49 
Abs. 2 S. 1 Nr. 2 EnWG, wonach Gas- und Wasserstofflei-
tungen so zu errichten und zu betreiben sind, dass die tech-
nische Sicherheit gewährleistet ist, wobei die allgemein an-
erkannten Regeln der Technik gemäß des Regelwerks des 
Deutschen Verein des Gas- und Wasserfachs (DVGW) zu 
beachten sind. 41 Da das UVPG keine entsprechende Ver-
weisung enthält und das KSpG derzeit noch keine Anwen-
dung auf CO2-Transportleitungen für CCU findet, ist ihre 
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Zulassung nicht ausdrücklich an die anerkannten Regeln 
der Technik gebunden. Das UVPG nimmt lediglich Bezug 
auf die gemäß § 66 Abs. 6 UVPG erlassene Rohrfernlei-
tungsverordnung (RohrFLtgVO), deren Anwendungsbe-
reich CO2 jedoch gerade nicht erfasst und daher wohl nur 
eröffnet ist, wenn CO2 gemeinsam mit anderen explosiven 
Gasen i. S. v. § 2 Abs. 1 RohrFLtgVO transportiert wird. 42 

Soweit CO2 in Gasversorgungsnetzen der Energieversor-
gungsunternehmen erfolgen soll, kann auch der Anwen-
dungsbereich der Verordnung über Gashochdruckleitun-
gen (GasHDrLtgV) eröffnet sein. 43

4.4 Rechtliche Anforderungen an die Nutzung von CO2

Abgeschiedenes CO2 kann je nach Kontext Abgas, Produkt 
oder Abfall sein. Je nach Einstufung unterfällt CO2 einem 
anderen Rechtsregime. Die Nutzung von CO2 über CCU-
Verfahren wird bisher weder auf europäischer noch auf na-
tionaler Ebene vollumfassend geregelt. 44

4.4.1 Abfallrecht

Für CO2 ist das allgemeine Abfallrecht jedenfalls dann 
nicht anwendbar, wenn CO2 als gasförmiger Stoff in die 
Atmosphäre abgeleitet (Art. 2 Abs. 1 lit. a) RL 2008/98/
EG 45, § 2 Abs. 2 Nr. 8 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)) 
oder dauerhaft gespeichert werden soll und somit dem spe-
zielleren CCS-Regime unterfällt (Art. 1 Abs. 3 lit. h) VO 
(EG) Nr. 1013/2006 46, § 2 Abs. 2 Nr. 15 KrWG).

Demgegenüber könnte CO2, das in CCU-Verfahren wei-
ter genutzt werden soll, als Abfall zur Verwertung i. S. d. § 3 
Abs. 1 S. 2 KrWG zu qualifizieren sein. Dazu müsste CO2 
dem allgemeinen Abfallbegriff des § 3 Abs. 1 S. 1 KrWG 
unterfallen, der maßgeblich vom unionsrechtlichen Be-
griffsverständnis geprägt ist, vgl. Art. 3 lit. a) RL 2006/12/
EG 47. § 3 Abs. 1 S. 1 KrWG definiert Abfälle als Stoffe oder 
Gegenstände, derer sich der Besitzer entledigt oder entle-
digen will (subjektiver Abfallbegriff ) oder deren sich der 
Besitzer entledigen muss (objektiver Abfallbegriff ). 48 Zwar 
scheint sich CO2 sowohl in gasförmigem als auch in flüs-
sigem Aggregatzustand unter den Stoffbegriff subsumie-
ren zu lassen. Nach der Bereichsausnahme des § 2 Abs. 2 
Nr. 8 KrWG gelten die Vorschriften des KrWG allerdings 
nicht für „gasförmige Stoffe, die nicht in Behältern ge-
fasst sind“. Hierzu stellte der Bundestag in seiner amtlichen 
Begründung zum Gesetzesentwurf zum KrWG klar, dass 
Rohrleitungen keine Behälter in diesem Sinne darstellen. 49 
Gewollt sei, den Anwendungsbereich entsprechend der frü-
heren Rechtslage „faktisch auf bewegliche Sachen [zu] fo-
kussieren“. 50

Vor diesem Hintergrund könnte lediglich in flüssigem 
Aggregatszustand transportiertes oder in bewegliche Be-
hälter abgefülltes CO2 dem abfallrechtlichen Regime un-
terfallen. 51 Da dies aus wirtschaftlichen Gründen die Aus-
nahme darstellen dürfte, ist abgeschiedenes CO2 zur 
weiteren Nutzung im Rahmen von CCU überwiegend 
dem Produktrecht zu unterstellen.

4.4.2 Produktrecht

Das produktrechtliche Regime richtet sich nach dem je-
weiligen Verwendungszweck – u. a. kann das Lebensmit-
telregime, das Medizinproduktregime oder das Energie-
recht einschlägig sein:

Soll CO2 als Medizinprodukt oder zusammen mit einem 
Medizinprodukt verwendet werden, gelten die besonderen 
Anforderungen, CE-Kennzeichnungspflichten, Vorgaben 
zur Qualitätssicherung und Aufsichtsregelungen der VO 
(EU) Nr. 2017/745 52 (Medizinprodukte-Verordnung) und 
des Gesetzes zur Durchführung unionsrechtlicher Vor-
schriften betreffend Medizinprodukte (MPDG). 

Soll abgeschiedenes CO2 als Lebensmittelzusatzstoff 
oder Grundstoff für Lebensmittelhersteller verwendet und 
in Verkehr gebracht werden, sind die Vorgaben der VO 

(EG) Nr.  178/2002 53 (Lebensmittelbasisverordnung), der 
VO (EG) Nr. 1333/2008 54 (Lebensmittelzusatzstoffverord-
nung), des Lebensmittel- und Futtergesetzbuchs (LFGB) 
sowie ggf. der VO (EU) Nr.  2015/2283 55 (Novel-Food-
Verordnung) einzuhalten. 56

Zu erwarten ist, dass die Nutzung von CO2 im Rah-
men von Power-to-X-Prozessen an Bedeutung gewin-
nen wird. Art. 25 Abs. 1 S. 1 RL 2023/2413/EU 57 (RED 
III) verpflichtet die EU-Mitgliedsstaaten dafür zu sorgen, 
dass der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergiever-
brauch des Verkehrssektors bis 2030 mindestens 29 % be-
trägt. Hier besteht Potenzial, Kraftstoffe, die unter Einsatz 
von CCU-Technologien hergestellt werden, als „erneuer-
bare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs“ (Renewable 
Fuels of Non-Biological Origins) i. S. v. Art. 2 Nr. 36, 25 
Abs. 1 b), Abs. 2 RL 2023/2413/EU anzurechnen. Mittels 
CCU-Technologien können etwa synthetische Kraftstoffe 
(Power-to-Liquid), Elektrokraftstoffe (E-Fuels/Powerfu-
els) und synthetisches Methan (Power-to-Gas; PtG) her-
gestellt werden.
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4.4.3 Produkthaftung

Neben den relevanten produktrechtlichen Vorgaben wird 
es künftig auch darauf ankommen, inwieweit für Personen- 
oder Sachschäden gehaftet werden muss, die aus der Be-
nutzung von „fehlerhaftem“ CO2 resultieren. Wird unter 
Verwendung von abgeschiedenem CO2 mittels CCU ein 
fehlerhaftes Produkt hergestellt und in Verkehr gebracht, 
kommt eine Herstellerhaftung nach § 1 Abs. 1 S. 2 des Pro-
dukthaftungsgesetzes (ProdHaftG) in Betracht, wenn je-
mand durch den Fehler des Produkts getötet oder verletzt 
wird oder privat genutzte Gegenstände beschädigt werden.

Darüber hinaus ist fraglich, ob CO2 selbst Produkt i. S. v. 
§ 2 ProdHaftG sein kann. Für Strom hat der BGH dies be-
jaht und entschieden, dass der Betreiber eines Stromnetzes 
Hersteller des Produkts Elektrizität ist, wenn er Transfor-
mationen auf eine andere Spannungsebene vornimmt. 58 Es 
ist nicht ausgeschlossen, dass die BGH-Rechtsprechung zur 
Produkthaftung von Netzbetreibern künftig auch auf CO2-
Transporteure übertragen wird. Dies gilt umso mehr, da als 
Hersteller i. S. v. § 4 ProdHaftG auch der Hersteller eines 
Grundstoffs haften kann.

5. Förderungsmechanismen 

Um den großflächigen, kommerziellen Einsatz von CCU-
Technologien voranzutreiben, spielen neben der Schaffung 
eines rechtssicheren Rahmens auch wirtschaftliche und 
politische Anreize für Unternehmen und Investoren eine 
Rolle. 

5.1 CO2-Bepreisung und CCU im Rahmen  
des EU-Emissionshandelssystems

Ein Anreiz könnte über das EU-Emissionshandelssystem 
(EU-ETS) gesetzt werden. Die rechtlichen Grundlagen 
des EU-ETS bilden die RL 2003/87/EG 59 (ETS-Richt-
linie) sowie die Durchführungsverordnung DVO (EU) 
Nr.  2018/2066 60, umgesetzt in Deutschland durch das 
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG).

Mit dem Ziel, Treibhausgasemissionen in der EU zu re-
duzieren, wird eine sich jährlich absenkende Obergrenze 
für Treibhausgase festgelegt, die in die Atmosphäre aus-
gestoßen werden dürfen. Um die Einhaltung dieser Ober-
grenze sicherzustellen, sind die vom EU-ETS erfassten 
Einrichtungen verpflichtet, am Jahresende Zertifikate für 
ihre jeweiligen Emissionen einzureichen. Dieses Beprei-
sungssystem bewirkt, dass es aus unternehmerischer Sicht 
erstrebenswert wird, den Ausstoß von CO2 zu reduzieren, 
um die Abgabe und einen ggf. erforderlichen Zukauf von 
Emissionszertifikaten zu vermeiden. 61 Aus unternehmeri-
scher Sicht ist daher die Frage zentral, ob CO2-Zertifikate 
eingespart werden können, wenn das ausgestoßene CO2 
abgeschieden und mittels CCU-Verfahren weiter genutzt 
wird. 

Art. 3 RL 2003/37/EG definiert Emissionen als die „Frei-
setzung von Treibhausgasen in die Atmosphäre aus Quellen 
in einer Anlage“. Wird CO2 aus Industrieemissionen abge-
schieden, um einer neuen Nutzung zugeführt zu werden, 
stellt sich die Frage, ob dieses CO2 noch unter den Emissi-
onsbegriff fällt. In diesem Zusammenhang wird wiederum 
die Schaefer-Kalk-Entscheidung des EuGH zu der Frage 
relevant, ob die Nutzung von CO2 zur Herstellung langle-
biger Produkte zugleich eine dauerhafte Speicherung dar-
stellt und von der ausgestoßenen Emissionsmenge in Ab-
zug gebracht werden kann. Im Verfahren vor dem EuGH 
argumentierte ein deutsches Unternehmen, dass das von 
ihm genutzte CO2 in PCC chemisch dauergebunden und 
nicht in die Atmosphäre emittiert werde. Daraufhin ent-
schied der EuGH, dass CO2 nicht als Emission zu berück-
sichtigen sei, wenn es sicher und dauerhaft nicht in die At-
mosphäre gelange. 62 

In der Folge wurde die DVO (EU) Nr. 2018/2066 um 
Art. 49 Abs. 1 b) ergänzt, wonach CO2, das zur Herstel-
lung von gefälltem Kalziumkarbonat verwendet wird, von 
den Anlageemissionen abzuziehen ist. Zudem wurde auf 
Vorschlage der EU-Kommission 63 ein neuer Art. 12 Abs. 3 
lit. b) in die ETS-Richtlinie aufgenommen, der Emissionen 
von Treibhausgasen, die als abgeschieden und dauerhaft in 
einem Produkt chemisch gebunden angesehen werden, so 
dass sie bei normalem Gebrauch oder während der Entsor-
gungsphase des Produkts, einschließlich normaler Tätig-
keiten nach dem Ende der Lebensdauer des Erzeugnisses, 
nicht in die Atmosphäre gelangen, von der Verpflichtung 
zur Abgabe von CO2-Zertifikaten ausnimmt. 

Vor diesem Hintergrund zeigt das EU-ETS Potenzial, 
zur praktischen Etablierung von CCU-Verfahren beizutra-
gen, wenngleich echte wirtschaftliche Anreize wohl erst 
entstehen, wenn die Nutzung von CO2 geringere Kosten 
verursacht als der Erwerb der Emissionszertifikate. Im Üb-
rigen stellt sich gegenwärtig noch das Problem der Doppel-
zertifizierung, wenn sowohl die Abscheidung als auch die 
anschließende Nutzung eine CO2-Zertifizierungspflicht 
auslösen würden. 64 

5.2 Einstufung als ökologisch nachhaltige Wirtschaftstätigkeit 
nach Maßgabe der Taxonomie-Verordnung

Einen Anreiz für die Nutzung von CCU könnte auch das 
europäische Umwelt-Taxonomie-System setzen. 

Die VO (EU) Nr.  2020/852 65 (Taxonomie-VO) ist ein 
Transparenzinstrument, das Greenwashing vermeiden und 
Unternehmen sowie Investoren anhand europaweit einheit-
licher Standards aufzeigen soll, welche Wirtschaftstätigkei-
ten ökologisch nachhaltig sind, vgl. Art. 1 Abs. 1 VO (EU) 
Nr.  2020/852. Dazu sollen Wirtschaftstätigkeiten in einem 
einheitlichen System klassifiziert und vergleichbar gemacht 
werden. 66 Art. 9 Taxonomie-VO benennt sechs Umweltziele, 
darunter den Klimaschutz. Nach Art.  10 Abs.  1 VO (EU) 
Nr.  2020/852 wird eine Wirtschaftstätigkeit als wesentli-
cher Beitrag zum Klimaschutz eingestuft, wenn die verstärkte 
Nutzung umweltverträglicher Technologien der CO2-Ab-
scheidung (CCU) bzw. Abscheidung und Speicherung (CCS) 
Nettoemissionsminderungen bei Treibhausgasen bewirken.
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Art. 10 Abs. 3 und Art. 11 Abs. 3 VO (EU) Nr. 2020/852 
ermächtigen die Kommission zum Erlass delegierter 
Rechtsakte, die technische Bewertungskriterien festlegen, 
um zu bestimmen, inwieweit eine Tätigkeit einen wesent-
lichen Beitrag zum Klimaschutz leistet. 67 In den Durch-
führungsverordnungen ist CCU jedoch – obwohl in die 
Taxonomie-VO ausdrücklich einbezogen – bisher nicht 
berücksichtigt worden. Somit bleibt abzuwarten, wie sich 
dieses Thema in Zukunft weiterentwickeln wird.

5.3 Vorschlag über eine Verordnung zur Schaffung  
eines europäischen Zertifizierungssystems

Der Einsatz von CCU-Technologien kann für Unterneh-
men und Investoren ferner durch die Bereitstellung eines 
aussagekräftigen Zertifizierungssystems attraktiver gestal-
tet werden, das die Vermarktung von Produkten, die mit 
abgeschiedenem CO2 hergestellt werden, erleichtert.

Auf EU-Ebene ist derzeit ein europaweiter Zertifizie-
rungsrahmen für die Zertifizierung von CO2-Entnahmen 
in Planung. In ihrer Mitteilung „Mehr Ehrgeiz für das Kli-
maziel Europas 2030“ hat sich die Kommission für die Ent-
wicklung eines EU-Zertifizierungssystems ausgesprochen, 
das auf der Treibhausgasbilanz von CO2-armen Grundstof-
fen und auf dem CO2-Abbau beruhen soll. Auf diese Weise 
sollen eine angebots- und nachfrageorientierte Förderung 
für CO2-arme Technologien erleichtert und Märkte für 
CO2-arme Produkte geschaffen werden. 68 

Am 20.  November 2022 veröffentliche die EU-Kom-
mission ihren Verordnungsentwurf zur Schaffung eines 
Unionsrahmens für die Zertifizierung von CO2-Entnah-
men 69, dem auch die Speicherung in langlebigen Produk-
ten und Materialien (mindestens 35 Jahre) unterfallen soll. 
Im Februar 2024 wurde zwischen EU-Parlament und Rat 
eine vorläufige Einigung über den EU-weiten freiwilligen 
Rahmen für die Zertifizierung hochwertiger CO2-Ent-
nahmen erzielt. 70 

5.4 Netto-Null-Industrie-Verordnung

Um den Produktionshochlauf der Transformationstechno-
logien in der EU zu beschleunigen und Anreize für Inves-
titionen zu setzen, hat die EU-Kommission im März 2023 
einen Vorschlag für die sog. Netto-Null-Industrie-Ver-
ordnung vorgestellt. Mit der Netto-Null-Industrie-Ver-
ordnung sollen der bürokratische Aufwand für bestimmte 
strategische Technologien (Netto-Null-Technologien) ver-
ringert, Genehmigungsverfahren verbessert und der Zu-
gang zu Finanzmitteln erleichtert werden. Bis 2023 sol-
len 40 % der für die Klimaziele jährlich benötigten grünen 
Schlüsseltechnologien in der EU hergestellt werden. Da-
durch sollen Abhängigkeiten von anderen Ländern bei die-
sen Technologien vermieden werden. 71

Um diese Ziele zu erreichen, sollen insbesondere CO2-
Abscheidungen beschleunigt werden. Als strategische 
Technologien benannte die Netto-Null-Industrie-Verord-
nung ursprünglich nur CCS. Das EU-Parlament und der 
Rat konnten sich im Februar 2024 in Trilogsitzungen aber 
darauf einigen, auch CCU in den Katalog förderfähiger 
strategischer Netto-Null-Technologien aufzunehmen. 72 
Am 13.  Juni 2024 trat die Netto-Null-Industrie-Verord-
nung als VO (EU) Nr. 2024/1735 73 in Kraft. Technologien 
zum Transport und zur Nutzung von CO2 werden in Art. 4 
Abs. 1 q) VO (EU) Nr. 2024/1735 als Netto-Null-Techno-
logien qualifiziert.

6. Fazit

Technologische Lösungen für CCU sind bereits vorhan-
den, sie müssen jedoch in den relevanten Wirtschaftszwei-
gen noch in großem Maßstab etabliert werden. 74 Für den 
kommerziellen Durchbruch sind die derzeitigen rechtli-

chen Rahmenbedingungen zu fragmentarisch und bergen 
zu viele Unsicherheiten. Mit Blick auf die klimapolitische 
Zielsetzung, mittels CCU in Deutschland einen essenziellen 
Beitrag zur Erreichung der Klimaziele leisten zu wollen, be-
steht noch großer Reformbedarf. Die im Mai 2024 mit dem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf den Weg gebrachte 
KSpG-Novelle ist nur der erste Schritt eines holistischen 
Ansatzes, der nicht nur den CO2-Transport, sondern auch 
die Genehmigung und den Betrieb von CO2-Abscheidungs-
anlagen sowie die CO2-Nutzung in unveränderter oder 
(bio-)chemisch umgewandelter Form in den Blick nimmt 
und die Vermarktung des CCU-erzeugten Produkts seinen 
klimafreundlichen Eigenschaften entsprechend fördert. 

Damit der kommerzielle Einsatz von CCU nicht an 
den vielschichtigen Formen des Marktversagens scheitert, 
ist ein integrierter legislativer Ansatz für das industrielle 
CO2-Management erforderlich. Vor diesem Hintergrund 
ist zu begrüßen, dass politische Initiativen und Rechtset-
zungsverfahren sowohl auf nationaler als auch auf europä-
ischer Ebene im Gange sind. Ob CCU letzten Endes den 
erhofften Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels leis-
ten wird, wird die Zukunft zeigen. 
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